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Die CDU/CSU-Gruppe in 
der EVP-ED-Fraktion des 

Europäischen Parlaments 
wünscht allen Leserinnen 
und Lesern ein gesegnetes 
Weihnachtsfest und ein 

frohes neues Jahr. 
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SPRACHENREGELUNG 

DR.  GODLIEVE  QuISTHouDT-RowoHL: 

Eine neue Sprachenregelung für Europa? 
KULTURELLE VIELFALT VERSUS  WIRTSCHAFTSSTANDORT 

as Kritikergelegent- 
' lieh mit babyloni- 

scher Sprachverwirrung 
umschreiben, ermöglicht 
es jedem Unionsbürger 
sich in seiner Mutter- 
sprache an jede Ge- 
meinschaftseinrichtung 
zu wenden mit der Ga- 
rantie eine Antwort in der 
gleichen Sprache zu 
bekommen. Diese Amts- 
sprachenregelung hat 
sich bewährt und trägt zur 
Akzeptanz des Europäi- 
schen Einigungswerks bei. 

Sprache ist, wer wollte das ernstlich 
bezweifeln, Teil der Identität eines Na- 
tionalstaates. Ein geflügeltes Wort sagt 
daher: „Die Seele eines Volkes lebt in sei- 
ner Sprache". Es stimmt - wir können in 
Europa stolz sein auf unsere Vielfalt und 
unser kulturelles Erbe. Von Helsinki bis 
Lissabon sind in der Europäischen Union 
insgesamt 11 Sprachen und zahlreiche 
Regionalsprachen neben unzähligen Dia- 
lekten Ausdruck dieser europäischen 
Besonderheit. 

Der Spannungspol des Sprachenregi- 
mes ist die ökonomische Perspektive: 
Vielsprachlichkeit ist ein hohes kulturel- 
les Gut, aber kein wirtschaftlicher Stan- 
dortvorteil. Ein gutes Beispiel ist der eu- 
ropäische Patentschutz-die Anmeldung in 
allen 11 offiziellen Sprachen und die da- 

Dr. Godlieve Quisthoudt- 
Rowohl MdEP 

durch notwendige Über- 
setzung in die anderen 
10 Sprachen, kostet ge- 
genwärtig über 11.000 €, 
mithin etwa 5 mal soviel 
wie in den Vereinigten 
Staaten. Hinzu kommt 
die zeitliche Verzögerung 
durch den Übersetzungs- 
aufwand. Der Vorteil 
des nordamerikanischen 
Marktes liegt klar auf der 
Hand. Hier stellen die ge- 
genwärtigen Bestrebun- 
gen der EU-Kommission, 

die Sprachen pragmatisch auf die drei 
wichtigsten (Deutsch, Englisch, Franzö- 
sisch) zu reduzieren, eine für den An- 
tragssteller greifbare und bezifferbare 
Verbesserung dar. 

Ebenso wenig würde es Sinn machen, 
wenn die Europäische Zentralbank viel- 
sprachig arbeitete, denn das interna- 
tionale Finanzsystem arbeitet seitjeher in 
englischer Sprache. Auch im Bereich der 
Forschung ist Mehrsprachigkeit wegen 
derfaktischen Dominanz des Englischen, 
wenigstens bei naturwissenschaftlichen 
und technischen Veröffentlichungen, 
wenig hilfreich. 

Das ist die öffentliche Seite der 
Sprachenfrage - intern, in der europäi- 
schen Verwaltung, sieht es im täglichen 
Ablauf anders aus: Auf Arbeitsebene 
dominieren Englisch und Französisch, 
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sowie Deutsch. Hier hat sich die Redu- 
zierung auf die 3 meistgesprochenen 
Sprachen bewährt. Aus deutscher Sicht 
sind allerdings Erhebungen des Spra- 
chendienstes der Europäischen Kom- 
mission aus dem Jahre 1999 alarmie- 
rend: Während über 45% der Vorgänge in 
englischer und immerhin 40% in franzö- 
sischer Sprache bearbeitet wurden, lag 
der deutsche Anteil bei gerade einmal 
5,5%. Vielleicht spiegelt diese Zahlen 
auch Mentalitäten wieder- ich vermeide 
den Begriff Sprachendiskriminierung, 
vermisse aber eine Sprachloyalität die 
dem Anteil von 91 Mio deutschen Mut- 
tersprachlern  mehr widerspiegelt  als 
gegenwärtig. 

Aber wenn wir wollen, daß die deut- 
sche Sprache im vielsprachigen Europa 
die Rolle spielt, die ihr aufgrund der Zahl 
der deutschen Muttersprachler zusteht, 
muss das Erlernen des Deutschen för- 
dern und attraktiv machen - hierzulande 
und in den anderen Mitgliedsstaaten der 
Europäischen Union. Kurz gesagt, wer 
sein Bildungssystem unattraktiv für aus- 
ländische Studenten gestaltet, der darf 
sich nicht wundern, wenn in Zukunft auf 
Gipfeltreffen immer häufiger nicht offiziell 
ins Deutsche gedolmetscht und über- 
setzt wird. 

Wer spricht was? 
• Muttersprache       Zweite oder Fremdsprache 

Angaben in Prozent 
Englisch 
Deutsch 

Französisch 
Italienisch 
Spanisch 

Niederländisch 
Schwedisch 

Portugiesisch 
Griechisch 

Dänisch 
Finnisch 
Andere   • 

0    5    10   15   20   25   30   35   40   45 

Der Sprachenfrage vor dem Hinter- 
grund der Erweiterung der Europäischen 
Union an Bedeutung: Die Aufnahme der 
12 Kandidaten hat nahezu eine Verdop- 
pelung der bisherigen Amtssprachen zur 
Folge, was über 170 Sprachenpaaren ent- 
spricht. 

Die Sprachenfrage bleibt auf der Agen- 
da der Reformbestrebungen im Post-Ni- 
zza-Prozeß. Noch hat niemand herausge- 
funden wie die Quadratur des Kreises ge- 
lingen könnte - aber die Anstrengungen 
sollten von Vernunftgetragen sein und ver- 
schiedene Ebenen differenziert bewerten: 

Auf der Bürgerebene und der politi- 
schen, parlamentarischen Ebene muss 
an der Gleichbehandlung der Gemein- 
schaftssprachen meines Erachtens fest- 
gehalten werden, unabhängig von organi- 
satorischen oder finanziellen Fragen. Die 
Teilhabe am politischen Willensbildungs- 
prozess ist in unserer Demokratie ein 
höchstes Gut. Der Vertrag von Maastricht 
stellt zudem klar: Die Union achtet die na- 
tionale Identität ihrer Mitgliedstaaten. Auf 
den Arbeitsebenen der Gemeinschaft 
wird es sicherlich bei einer Regelung mit 
wenigen Arbeitssprachen bleiben, hier 
würde eine strikte Anwendung des Gleich- 
behandlungsgrundsatzes Europa lahm le- 
gen. Allerdings scheint ein allseits akzep- 

tierter   Kompromiss   dieses   Pro- 
blems, der einerseits die kleinen 
Sprachen schützt und andererseits 
den Erfordernissen des Haushaltes 

g-       sowie dem reibungslosen Funktio- 
nieren  der Verwaltung Rechnung 
trägt, aus heutiger Sicht nur schwer 

|       vorstellbar. 
Dr.    Godelieve   Quisthoudt-Ro 

wohl (Niedersachsen) ist Mitglied im 
J       Kollegium der Quästoren des Eu- 
J.       ropäischen Parlaments. 
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kurz & bündig 
AKTUELLES  AUS  DER  EVP-ED-FRAKTION 

• Konvents zur Vertragsreform 
Bei dem zweiten Treffen von EVP- 

Fraktionsvorsitzenden aus dem Eu- 
ropäischen Parlament und den natio- 
nalen Parlamenten in Brüssel bestand 
völlige Einigkeit darüber, dass die poli- 
tische Familie der EVP im Rahmen des 
Konvents zur Verfassungsreform eine 
geschlossene Haltung vertreten müs- 
se und zwar nicht nur unter Einbezie- 
hung der parlamentarischen Vertreter, 
sondern auch der Regie rungs Vertreter. 

Sobald die EVP-Vertreter für den 
Konvent ernannt seien, solle ein Tref- 
fen stattfinden, bei dem das gemein- 
same Programm und Vorgehen im Kon- 
vent festgelegt werden müsse, erklär- 
te der Vorsitzende der EVP-ED-Fraktion 
des Europäischen Parlaments Hans- 
Gert Pöttering (CDU). Auch die Treffen 
der EVP-Fraktionsvorsitzenden werden 
im Rahmen des Konvents eine wichti- 
ge Rolle spielen und die politischen 
Kontakte weiter intensivieren. Diese 
Treffen werden deswegen regelmäßig 
fortgesetzt. Sie könnten möglicherwei- 
se auch im Wechsel in Brüssel und in 
Hauptstädten des Landes der jeweili- 
gen Ratspräsidentschaft stattfinden, 
schlug Pöttering vor. 

Elektroschrott-Richtlinie 
Der EU-Ministerrat hat seinen Ge- 

meinsamen Standpunkt zur Richtlinie 
über Elektro- und Elektronikaltgeräte 
angenommen. Die Richtlinie enthält 
Bestimmungen über Rücknahme, Be- 

handlung, Verwertung und die Finan- 
zierung der Entsorgung aller Elektro- 
geräte, die in den kommunalen Abfall- 
strom gelangen können. Der Verbrau- 
cherwird Elektroaltgeräte ab etwa dem 
Jahr 2005 kostenlos abgeben können 
und der Hersteller Verwertung und Be- 
seitigung finanzieren müssen. 

Das EP hat nun bis April Zeit, um in 
zweiter Lesung Änderungen an dem 
Ratspapier vorzunehmen. Der Europa- 
abgeordnete Karl-Heinz Florenz (CDU), 
Berichterstatter des Europäischen Par- 
laments für Elektroaltgeräte, hat be- 
reits angekündigt, die wesentlichen 
Änderungen des Parlaments aus erster 
Lesung (Mai 2001), die vom Rat nicht 
berücksichtigt wurden, wieder einzu- 
bringen. Insbesondere fordert Florenz, 
ab 2005 ein Wegwerfverbot für Alt- 
geräte einzuführen, um einen Anreizfür 
die Verbraucher zu schaffen, Altgeräte 
nicht mehr über den Hausmüll zu ent- 
sorgen, sondern sie bei den dafür vor- 
gesehenen Einrichtungen abzugeben. 
Ferner sollen die Mitgliedstaaten bis 
Ende 2005 die Sammlung von minde- 
stens 6 Kilogramm pro Einwohner 
nachweisen müssen, um der Europäi- 
schen Kommission ein Instrument bei 
eventuellen Vertragsverletzungen an 
die Hand zu geben. 

Humangenetik 
Das Europäische Parlament hat sich 

nicht auf einen Abschlussbericht des 
Sonderausschusses für Humangene- 
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tik einigen können. Im Laufe der Ab- 
stimmung wurden mit wechselnden 
Mehrheiten sehr unterschiedliche Po- 
sitionen zu umstrittenen Fragen der Hu- 
mangenetik angenommen. So wurde 
ein Änderungsantrag angenommen, 
dersich klarfürdastherapeutische Klo- 
nen aussprach, auf der anderen Seite 
wurden die Mitgliedstaaten jedoch auf- 
gefordert, Gesetze gegen die Herstel- 
lung von menschlichen Embryonen 
durch Kerntransfer zu erlassen. 

Dieses inkohärente Abstimmungser- 
gebnis ist vor allem dadurch bedingt, 
dass es in allen Fraktionen sehr viele Ab- 
geordnete gab, die aus Gewissensgrün- 
den von der jeweiligen Fraktionslinie ab- 
gewichen sind. Da diese Abweichungen 
nicht kohärent waren, kam es im ab- 
schließenden Text zu Widersprüchen. 

Zum Ergebnis der Abstimmung er- 
klärte der Vorsitzende der Arbeitsgrup- 
pe Bioethik der größten Fraktion im Eu- 
ropäischen Parlament (EVP-ED), Dr. 
med. Peter Liese: „Natürlich kann nie- 
mand glücklich darüber sein, dass das 
Europäische Parlament keinen umfas- 
senden Bericht zur Humangenetik be- 
schlossen hat. Es ist aber besser kei- 
nen Text zu beschließen, als einen völ- 
lig widersinnigen." 

Verfassungsmedaille für Friedrich 
Der Vizepräsident des Europäischen 

Parlaments und stellv. CSU-Vorsitzende 
Dr. Ingo Friedrich ist in München vom 
Präsidenten des Bayerischen Landtags 
Johann Böhm mit der Bayerischen Ver- 
fassungsmedaille in Gold ausgezeich- 
networden. 

Die Zukunft der Europäischen Union 

Mit dem Beitritt von zehn Staaten Mittel- und Osteuropas wahrscheinlich schon 2004 
steht die Europäische Union vor der größten Herausforderung seit ihrer Gründung. Was 
1957 mit sechs Mitgliedstaaten begann, soll mit der Überwindung der Teilung Europas 
zur Integration Ost- und Westeuropas führen. Sind wir uns dieser historischen Aufgabe 
bewusst? Zumindest bei den derzeit überwiegend sozialistisch geführten Regierungen 
der 15 Mitgliedstaaten hat man nicht diesen Eindruck. 
Das Europäische Parlament hat mehrfach, zuletzt am 29. November 2001, das Not- 
wendige angemahnt. Demokratie, die wir von den Beitrittskandidatenländern fordern, 
müssen wir bei uns in der Europäischen Union verwirklichen. Das bedeutet, klar fest- 
gelegte Befugnisse der europäischen Ebene, Reform des Ministerrates, weitergehen- 
de Mitwirkungsmöglichkeiten für das Europäische Parlament als Gesetzgeber, die Er- 
arbeitung eines europäischen Verfassungsvertrages und die damit verbundene Veran- 
kerung der Charta der Grundrechte durch den Konvent. 
Deshalb erwarte ich, dass die von den Staats- und Regierungschefs am 14./15. De- 
zember 2001 in Laeken zu treffenden Entscheidungen dazu beitragen, dass noch vor 
2004 die erweiterte Europäische Union so gestärkt ist, dass sie auch in den nächsten 
50 Jahren für Frieden und Wohlstand für die dann etwa 500 Millionen Europäer arbei- 
ten kann. 

Ursula Schleicher (CSU) ist Vizepräsidentin des Ausschusses für Konstitutionelle 
Fragen des Europäischen Parlaments 
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EURO 

DR.   CHRISTOPH   KONRAD: 

Der Mittelstand und der EURO 
ANSTRENGUNGEN  AUF   DER  ZIELGERADEN 

Ein großerTeil der klei- 
nen und mittleren 

Unternehmen (KMU) in 
Europa ist immer noch 
nicht auf den Euro vor- 
bereitet. Die meisten 
Mitgliedstaaten berich- 
ten über einen bedenkli- 
chen Rückstand der 
KMU gegenüber Groß- 
unternehmen bei der 
Vorbereitung. Der Mittel- 
stand lasse sich sträf- 
lich viel Zeit sowohl mit 
der organisatorischen und technischen 
Anpassung als auch mit der Euro-Ver- 
sorgung. „Es sind bedeutende Fort- 
schritte erzielt worden. Aber insgesamt 
würde ich sagen, dass das Glas erst 
halb voll ist", sagte der für Wirtschaft 
und Währung zuständige EU-Kommis- 
sar Pedro Solbes, und die EU-Kommis- 
sion wird nicht müde, diese Warnung 
insbesondere mit Blick auf den Handel 
zu wiederholen. 

Fit für den Euro hält sich im Gegen- 
zug auch nur eine Minderheit der 
europäischen KMU. Zwar haben alle 
Fortschritte bei der Vorbereitung auf 
die Währungsumstellung gemacht, 
insbesondere die kleineren Firmen 
hinken aber im Vergleich zu anderen 
Unternehmen hinterher, während bei 
den mittelgroßen Unternehmen die 
Zahl derer, die ihre Vorbereitungen auf 

Dr. Christoph Konrad MdEP 

den Euro abgeschlos- 
sen haben, gegenüber 
dem Frühjahr 2001 auf 
das Doppelte ange- 
stiegen ist. Noch nicht 
alle KMU haben ihr 
Rechnungswesen ange- 
passt und betrachten 
sich als Euro-kompati- 
bel, viele befürchten 
nach wie vor, am 1. Ja- 
nuar 2002 nicht alle 
Vorgänge in Euro ab- 
wickeln zu können. 

Auch hinsichtlich der Euro-Versor- 
gung gibt es Unterschiede zwischen 
großen und kleinen Unternehmen. 
Trotz einer vorgesehenen Vorabaus- 
stattung, d.h. der Abgabe eines Teils 
dererhaltenen Euro-Banknoten und Eu- 
ro-Münzen durch die Banken an die 
Händler (für diesen Zweck gibt es Euro- 
Startpakete für Unternehmen, die die 
Banken entgeltfrei an ihre Geschäfts- 
kunden abgeben), ziehen es Kleinbe- 
triebe vor, sich erst kurz vor dem 1. Ja- 
nuar mit Euro-Bargeld einzudecken. 

Die deutsche Wirtschaft ist europa- 
weit das Schlusslicht in Sachen Euro- 
Umstellung. Von den 3,3 Millionen 
KMU in Deutschland sollen rund die 
Hälfte noch nicht „eurofähig" sein. Die 
Mittelstandsverbände kritisieren in die- 
sem Zusammenhang insbesondere die 
Grenzen   der   Informationskampagne 
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der Bundesregierung: Während der 
Spitzenreiter Irland rund 5€ pro Kopf 
der Bevölkerung für Umstellungsinfor- 
mationen ausgibt, hat Deutschland nur 
0,07 € dafür vorgesehen. 

Wenige Wochen vor Einführung des 
Euro müssen die Anstrengungen auf 
der Zielgeraden vor dem 1. Januar 
2002 und darüber hinaus fortgesetzt 
werden. Alle Beteiligten erkennen den 
Sinn flankierender Maßnahmen auch 
nach dem Stichtag an. Und auch wenn 
die KMU sich mit Blick auf die Euro-Um- 
stellung bisher schlecht gerüstet zei- 
gen, die Gemeinschaftswährung wird 
gerade dem Mittelstand neue strategi- 
sche Chancen  erschließen:  Europa- 

weite Ausschreibungen werden trans- 
parenter, der Preisvergleich wird er- 
leichtert und der Export dadurch we- 
sentlich vereinfacht. Die Umstellung 
bietet außerdem die Möglichkeit, bei 
den notwendigen Software-Anpassun- 
gen den Einstieg der Unternehmen in 
den sog. E-Commerce/E-Business - 
den elektronischen Handel bzw. die vir- 
tuelle Geschäftsabwicklung - vorzube- 
reiten, der langfristig auch für KMU von 
strategischer Relevanz im Euro-Land 
sein wird. 

Dr. Christoph Konrad ist Mitglied im 
Ausschuss für Wirtschaft und Währung 
des Europäischen Parlaments. 

DR.  CHRISTIAN VON  BOETTICHER: 

Zwischen Werbefreiheit und Schutz der 
Privatsphäre 

BALANCE   BEIM   ELEKTRONISCHEN   HANDEL  ERREICHT 

Das Europäische Par- 
lament hat unter 

Führung der EVP-ED- 
Fraktion einen Kompro- 
miss zwischen dem In- 
teresse der Anbietervon 
Waren und Dienstlei- 
stungen im elektroni- 
schen Handel auf Wer- 
bung und dem Interesse 
der Verbraucher auf 
Schutz der Privatsphäre 
erzielt. In der ersten Le- 
sung zum Vorschlag für 
eine Richtlinie über die Verarbeitung 
personenbezogener Daten  und den 

Dr. C.von Bötticher MdEP 

Schutz der Privatsphäre 
in der elektronischen 
Kommunikation konnte 
damit eine einseitige 
Benachteiligung von Un- 
ternehmen verhindert 
werden. Es standen 
zwei Modelle zur Wahl: 
die sogenannte Opt-in- 
Lösung also Vorschlag 
der Kommission (wel- 
che die Möglichkeit von 
Direktwerbung nur nach 
ausdrücklicher vorheri- 

ger Zustimmung durch den Verbrau- 
cher vorsieht; dies würde jedoch das 
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Ende elektronischer Werbung und ei- 
nen schweren Rückschritt im eCom- 
merce bedeuten) sowie die sogenann- 
te Opt-out-Lösung (also die Zusendung 
nicht erbetender Informationen bis zu 
einem Widerspruch; die konsequente 
Anwendung würde jedoch erheblichen 
Einfluss auf die informelle Selbstbe- 
stimmung der Verbraucher haben und 
darüber hinaus unerwünschte Kosten 
verursachen). 

Der erzielte Kompromiss sieht nun 
folgende Bestimmungen vor: 

SMS-Mitteilungen, Faxe und Auto- 
matische Anrufe (voice-mail-sys- 
tem), unter Opt-in 
andere elektronische Werbung, bei- 
spielsweise mittels E-Mail ist gene- 
rell erlaubt, sofern diese Nachrich- 
ten als Werbemails gekennzeichne- 
ten sind und der Verbraucher ge- 
bührenfrei und auf einfache Art und 
Weise  dies  zukünftig  untersagen 
kann oder vorher zugestimmt hat. 
Die Wahl zwischen diesen beiden 
Möglichkeiten bleibt den Mitglied- 
staaten überlassen. 
Gänzlichen Schutz vor unerlaubter 

Werbung kann es nicht geben. Bei bei 
einer generellen Opt-In-Regelung könn- 
te ein Unternehmen in das nichteu- 
ropäische Ausland gehen, wo es dieser 
nicht unterliegt - die Folgen für den eu- 
ropäischen Markt sind leicht absehbar. 

Darum haben wir ein abgestuftes 
System des Schutzes entwickelt: 

generelles Abmelden durch Eintra- 
gung in die „Robinson-Listen" 
leichtes Abmelden bei einzelnen Un- 
ternehmen durch die Verpflichtung, 
bei jeder Werbung dem Bürger die 
einfache Abmeldemöglichkeit zu 
eröffnen 
einfaches und kostenloses Er- 
kennen und Löschen aller Werbe- 
E-Mails, die man spontan nicht 
möchte; dies hilft auch gegen un- 
erwünschte Werbung aus Dritt- 
staaten. 
Der Rat hingegen befürwortet leider 

immer noch generell die marktwirt- 
schaftlich schädliche Opt-in-Regelung 
und hat sich unserer Position lediglich 
dahingehend angenähert, daß elektro- 
nische Werbung innerhalb von existen- 
ten Geschäftsbeziehungen erlaubt 
sein soll. Es wird nun in der zweiten Le- 
sung darauf ankommen, die Staats- 
und Regierungschefs von den negati- 
ven Folgen für den Wachstumsmarkt 
eCommerce zu überzeugen. 

Dr. Christian von Boetticher (CDU 
Schleswig-Holstein) ist Mitglied im 
Ausschuss für Freiheiten und Rechte 
der Bürger, Justiz und innere Angele- 
genheiten des Europäischen Parla- 
ments. 
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